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N un also auch Konrad Adam. Der
AfD-Gründungsvorsitzende hat
am Dienstag angekündigt, die Par-

tei zu verlassen. Zu weit nach rechts habe
sich die bewegt, zu deutlich habe sich der
aktuelle Parteichef Alexander Gauland in
der Vergangenheit vor die Rechtsausleger
der Partei gestellt. Der Abgang des ehema-
ligen Vorsitzenden reiht sich in eine Serie
von Personalquerelen. Die beschäftigen
die Partei in nahezu allen Bundesländern.

Baden-Württemberg Am Montag hat die
AfD-Fraktion im Landtag Stefan Räpple
aus ihren Reihen verwiesen. Räpple hatte
bei einer Corona-Demo in Mainz am
Rheinufer zum gewaltsamen Sturz der Re-
gierung aufgerufen. „Wir brauchen eine
Masse auf der Straße, und wir müssen die
Regierung zuallererst stürzen, und zwar
mit Gewalt. Es geht nicht gewaltfrei“, hat-
te er dort verkündet. „Wir müssen uns ge-
waltsam Zutritt zum Kanzleramt ver-
schaffen. Wir müssen die Regierungsstu-
ben räumen.“ Der Abgeordnete aus dem
Wahlkreis Kehl hatte schon zuvor immer
wieder provoziert. Im Dezember 2018 ließ
er sich nach mehreren Zwischenrufen von
der Polizei aus dem Landtag führen. Nun
prüfen die Behörden, ob die Äußerungen
des Abgeordneten vom vergangenen Wo-
chenende strafbar sind.

Bayern Aus 20 Personen besteht die
Landtagsfraktion – und die ist völlig zer-
stritten. Mitte September brachte die AfD
ihre Herbstklausur nicht zu Ende, die Be-
teiligten scheiterten schon daran, sich
eine Tagesordnung zu geben. Mindestens
zwölf Abgeordnete wollen die Fraktions-
führung aus dem Amt sehen – doch dafür
braucht es eine Zweidrittelmehrheit.

Berlin Im August hat die stellvertretende
Fraktionsvorsitzende ihren Rücktritt ver-
kündet, die Mitglieder der Fraktion über-
ziehen sich seit Wochen mit Vorwürfen
und kommunizieren zum Teil nur noch
über Anwälte. Anlass dafür ist ein massi-
ver Streit über Fraktionsfinanzen und
über ein Gutachten, das manipuliert ge-
wesen sein soll.

Brandenburg Der AfD-Bundesvorstand
hatte dem Landesvorsitzenden Andreas
Kalbitz im Mai die Mitgliedschaft ab-

ins rechtsextreme Milieu begründet. Ein
Eilantrag von Kalbitz vor dem Landge-
richt Berlin im August war erfolglos. Kurz
davor hatte er den Fraktionsvorsitz abge-
geben, den er zunächst bis zur Gerichts-
entscheidung nur ruhen lassen wollte.

Bremen Die Fraktion im Senat ist schon
vor einem Jahr an internen Streitigkeiten
zerbrochen, kurz darauf wurde Peter Beck
als Landesvorsitzender gewählt. Am
17. Oktober steht der nächste Landespar-
teitag auf dem Programm – 30 Parteimit-
glieder haben nun den Antrag gestellt, den
neuen Landeschef wieder abzuwählen.

Hessen Am 20. Oktober trifft sich die
Fraktion des Landtages – und wenn alles
läuft wie geplant, ist sie nach dem Treffen
um zwei Mitglieder kleiner: Rainer Rahn,
ehemals Spitzenkandidat der Partei, und
Rolf Kahnt, von 2015 bis 2017 hessischer
Landeschef. Letzterer soll sich mit jedem
in der 18 Köpfe umfassenden Fraktion an-
gelegt haben, Rahn soll zu selten anwe-
send gewesen sein.

Niedersachsen Am 12. September hat
Jens Kestner die Führung der Partei im
Land übernommen. Kestner zählt zum so-
genannten Flügel, drei Abgeordnete ver-
ließen aus Protest die Fraktion – und die
verlor daraufhin ihren Fraktionsstatus im
Landtag von Hannover.

Saarland Ende März hatte der Bundesvor-
stand den Landesvorstand abgesetzt – am
nächsten Wochenende soll ein neuer ge-
wählt werden. Ausgang offen. Im Juli hat-
te dann die drei Mitglieder zählende AfD-
Fraktion im saarländischen Landtag den
Abgeordneten Lutz Hecker ausgeschlos-
sen. Begründung: Vertrauensverlust.

Sachsen-Anhalt Der Bundestagsabgeord-
nete und Flügel-Anhänger Frank Pase-
mann ist im August vom sachsen-anhalti-
schen Landesschiedsgericht aus der Partei
ausgeschlossen worden. Grund soll laut
Medienberichten ein mittlerweile ge-
löschter Tweet gewesen sein.

Schleswig-Holstein Seit vergangenem
Freitag ist die Landtagsfraktion erloschen.
Mit dem freiwilligen Rückzug von Frank
Brodehl fehlt es an den notwendigen vier
Mitgliedern. Brodehl begründet seinen
Abgang mit dem Rechtsruck der Partei.

Thüringen Aus Gera kommt frohe Kunde
für die Partei. Reinhard Etzrodt ist ver-
gangene Woche zum Stadtratsvorsitzen-
den gewählt worden. Er erhielt 23 von 40
Stimmen, und damit deutlich mehr als die

Die AfD – von Nord nach Süd im Streit

Der baden-württembergische Landtagsabgeordnete Stefan Räpple (rechts) zählt zu denje-
nigen, die von der Partei ausgeschlossen wurden. Foto: dpa/Marijan Murat

Der Kurs der Partei führt zu
Auseinandersetzungen. Aber es
gibt auch andere Gründe für Zoff.
Von Christian Gottschalk

Umweltverbände enttäuscht von den Grünen

V or der ersten Lesung der Novelle
des baden-württembergischen Kli-
maschutzgesetzes im Landtag ha-

ben vier Umweltverbände in Stuttgart
eine Verschärfung der darin enthaltenen
Maßnahmen gefordert. „Wir verlangen ein
härteres Handeln. Die Vorschriften im
Klimaschutzgesetz sind oft nicht verbind-
lich“, sagte BUND-Landesgeschäftsführe-
rin Sylvia Pilarsky-Grosch. Die vorgesehe-
ne Pflicht zu Fotovoltaik-Anlagen auf
Neubauten müsse erweitert werden auf
Wohngebäude und bei Dachsanierungen.

Amelie Barkentien vom Bündnis Fri-
days-for-Future verlangte, dass Ziel einer
Begrenzung der Erderwärmung auf ledig-
lich 1,5 Grad ins Gesetz aufzunehmen.
Durch das Auftauen der Permafrostböden

werde eine riesige Menge an Methan frei-
gesetzt, was in den Klimamodellen noch
gar nicht berücksichtigt sei. „Die geplante
Begrenzung der CO2-Reduktion in Baden-
Württemberg auf 42 Prozent bis 2030
kann man makaber nennen, das bringt
wenig und ist nicht ambitioniert“, so die
17-jährige Aktivistin. Künftige Generatio-
nen müssten die Folgen der Fehlentschei-
dungen tragen, die jetzt getroffen werden.

Jürgen Resch von der Deutschen Um-
welthilfe konnte das nur unterstreichen:
Selbst die EU-Kommission orientiere sich
an einer CO2-Senkung von 55 Prozent,
besser wäre es, das Land würde eine Re-
duktion um 60 Prozent zum Ziel erheben.
Resch äußerte sich enttäuscht über die
fünf Jahre der Grünen-Regierung mit der

SPD und ihre vier mit der CDU: Immer
noch baue die Autoindustrie hier „vor al-
lem Klimakiller“. Das Klimaschutzgesetz
setze auf freiwillige Dinge, „die man mal
machen könnte“. Stattdessen hätte es
Bürgertickets für 365 Euro im Jahr vor-
schreiben können, die einige Städte schon
haben. Auch hätten Pop-Up-Radwege –
kurzfristig angelegte Radspuren – im Ge-
setz verankert werden können. Der Ver-
kehrsbereich habe seit 1990 um zwölf Pro-
zent steigende Emissionen gehabt: „Wir
brauchen eine massive Verkehrswende.“

Für Alex Habermeier, Landesgeschäfts-
führer der Naturfreude, springt die beab-
sichtigte Pflicht für 103 Städte und Kreise
zu einer Wärmeplanung „viel zu kurz“ –
„da bleiben 1000 kleinere Städte und Ge-
meinden übrig“. Laut Habermeier hätte
das Gesetz alle Kommunen erfassen müs-
sen, regionale Ansätze für eine Wärmepla-
nung fehlten ebenso wie ein Umsetzplan
für die Realisierung der neuen Pflicht.

Die Novelle des Klimaschutzgesetzes in Baden-Württemberg geht
vier Verbänden nicht weit genug. Von Christoph Link

Land macht Pläne für ein Großklinikum

D as Universitätsklinikum Mann-
heim leidet unter den Nachwir-
kungen der Hygieneaffäre von

2014 und den daraus resultierenden Fi-
nanzproblemen. Auch das erfolgsgewohn-
te Pendant in Heidelberg hat mit Bauvor-
haben hohe Schulden angehäuft. Nun
denkt man in Stuttgart offenbar darüber
nach, die beiden Häuser zu einem „Groß-
klinikum“ zusammenführen. Noch im
Herbst soll ein „Strategiekonzept“ stehen.

Den Auftrag dafür hatte Ministerpräsi-
dent Winfried Kretschmann (Grüne) im
Juni dem Wissenschafts-, dem Sozial- und
dem Finanzministerium erteilt. Anlass da-
für waren laut Wissenschaftsministerium
die „wirtschaftlichen Probleme“ in Mann-

heim. Das Konzept solle dem Standort
„eine Zukunftsperspektive bieten, ande-
rerseits dem Land und der Region einen
Mehrwert liefern“, erklärte Ministerin
Theresia Bauer (Grüne) auf Anfrage.

Sollten die Pläne Realität werden, ent-
stünde das bisher erste und einzige Groß-
klinikum des Landes. Mit – nach Schät-
zungen – mehr als 2000 Betten wäre die
Einrichtung ein Schwergewicht, vergleich-
bar der Berliner Charité. Ob dies auch für
die medizinisch-wissenschaftliche Leis-
tungsfähigkeit gelten würde, daran gibt es
zumindest in Heidelberg Zweifel. Offiziell
will sich weder die Klinikumsleitung in
Heidelberg noch der Rektor der dortigen
Universität, zu der die Medizinische Fa-

kultät in Mannheim gehört, äußern. Mi-
nisterin Bauer zeigt sich optimistisch:
Wenn die Forschung, der Wissenstransfer
und die strategische Zusammenarbeit
wachse, „kann in der Region ein herausra-
gender Innovationscampus der Medizin-
und Lebenswissenschaften entstehen“,
teilt ihre Pressestelle mit.

Hoffungen setzt man auch in Mann-
heim auf das Vorhaben. Das Klinikum der
Stadt hat eine lange Tradition als kommu-
nales Krankenhaus; erst um die Jahrtau-
sendwende hatte es das Gütesiegel eines
Uniklinikums erhalten. Allerdings blieb es
in kommunaler Trägerschaft, womit es bis
heute eine Sonderstellung in der Hoch-
schulmedizin des Landes einnimmt.

Diese Trägerschaft haben Lokalpoliti-
ker lange verteidigt. Angesichts von Jahr
zu Jahr wachsender Kosten hat sich je-
doch der Wind gedreht. Allein in den ver-
gangenen drei Jahren musste die Stadt

jährlich Verluste zwischen 33 und 40 Mil-
lionen Euro ausgleichen – und ein Ende
ist nicht absehbar. 2021 wird zusätzlich
eine Bürgschaft von 60 Millionen fällig.
Die Kosten für den nötigen zentralen Bet-
tenbau mit Funktionsräumen werden auf
350 Millionen Euro geschätzt.

Angesichts dessen hat Oberbürger-
meister Peter Kurz (SPD) vor Monaten
Ministerpräsident Kretschmann gebeten,
die Not leidende Einrichtung zu überneh-
men. Mitte August äußerte er sich öffent-
lich: Nach 15 Jahren als Uniklinikum müs-
se man sich überlegen, ob es nicht sinnvoll
sei, das Haus als Landeseinrichtung zu or-
ganisieren, sagte er der „Rhein-Neckar-
Zeitung“. „Als Stadt sind wir mit dieser
Aufgabe dauerhaft überfordert“, so der
OB. Auf die Fragen, wie eine Fusion kon-
kret aussehen könnte und welche Kosten
voraussichtlich auf das Land zukommen,
gibt es bis jetzt allerdings keine Antwort.

Die Unikliniken in Heidelberg und Mannheim sollen fusionierten;
wie genau das gehen soll, ist offen. Von Johanna Eberhardt

Die Reihe „Wertsachen“ des
Landtags endet am Mittwoch
mit dem Vortrag einer Richterin.

Aras würdigt
Zusammenhalt 
der Gesellschaft

Max-Planck-Institut

Die Landesregierung stellt dem neuge-
gründeten Max-Planck-Institut für Ver-
haltensbiologie in Konstanz 60 Millionen
Euro zur Verfügung. Dem habe das Kabi-
nett zugestimmt, sagte Ministerpräsident
Winfried Kretschmann (Grüne). Es sei ein
Glücksfall, ein weiteres Max-Plack-Insti-
tut in Baden-Württemberg zu haben. Im
Südwesten verteilt gibt es mehr als zehn
solcher Forschungseinrichtungen. Im Ins-
titut für Verhaltensbiologie am Bodensee
beschäftigen sich die Forscher zum Bei-
spiel mit Schwarmintelligenz und Kollek-
tiventscheidungen von Tieren. Beobachtet
werden auch Tierbewegungen von der
Raumstation ISS aus mit Hilfe von Mini-
sendern. Das deutsch-russische Projekt
„Icarus“ hat nach mehrmonatiger Test-
phase Mitte September mit einer Studie
zum Zugverhalten von Amseln und Dross-
len begonnen. Damit erhoffen sich die
Wissenschaftler mehr Erkenntnisse etwa
über die Wanderrouten von Tieren.

Das Max-Planck-Institut (MPI) für
Verhaltensbiologie in Konstanz ist 2019
aus einer MPI-Außenstelle in Radolfzell
entstanden. Noch sind die Mitarbeiter in
beiden Städten verteilt. Der Hauptsitz soll
künftig in Konstanz nahe der Universität
sein. Der Baubeginn ist Mitte 2023. dpa

60Millionen Euro
für neues Institut

D rei Jahre lang hat die Veranstal-
tungsreihe „Wertsachen – was uns
zusammenhält“ – ins Leben geru-

fen von der baden-württembergischen
Landtagspräsidentin Muhterem Aras –
landauf, landab mit Veranstaltungen das
Thema Grundrechte beleuchtet. Am Mitt-
wochabend wird sie im Landtag beendet
mit einem Vortrag der Bundesverfas-
sungsrichterin Susanne Baer, die vor zehn
Jahren von SPD und Grünen nominiert
worden war und über das Thema Ver-
sammlungsrecht sprechen wird. Genauer
gesagt über den Artikel 8 des Grundgeset-
zes: „Alle Deutschen haben das Recht, sich
ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich
und ohne Waffen zu versammeln.“ Es ist
ein Thema, das angesichts der teilweisen
Versammlungsverbote in der Corona-Kri-
se neue Aufmerksamkeit erfährt.

Muhterem Aras hat im Gespräch mit
unserer Zeitung eine positive Bilanz der
Reihe gezogen. Sämtliche Gesprächsaben-
de waren ausgebucht, zum Teil mussten

Hunderte von Absagen
erteilt werden, bei
Veranstaltungen im
Landtag kamen bis zu
500 Teilnehmer.

Zunehmend wür-
den die Grundlagen
des Zusammenlebens
skeptisch hinterfragt,
die demokratischen
Institutionen ange-
zweifelt, sagte Aras.
„Zugleich verroht die
Debattenkultur. Hass
und Hetze sind an der
Tagesordnung. Da-
gegen wollte ich als
Präsidentin des Land-
tags mit den Ge-
sprächsabenden ein

Zeichen setzen: für einen neuen Blick auf
die in unserer Verfassung versammelten
Grundrechte.“ Denn ohne eine Verständi-
gung auf gemeinsame Werte werde das
Zusammenleben schwierig. Man habe
deutlich machen wollen, dass die Grund-
rechte auch Wertsachen seien – jenseits
des Materiellen.

Von den „einprägsamen Momenten“
der Reihe sei ihr persönlich ein Ge-
sprächsabend in Königsbronn zum Wider-
standsrecht nach Artikel 20 Absatz 4 des
Grundgesetzes nahegegangen: „Es war be-
wegend, am Heimatort des Hitler-Attentä-
ters Georg Elser mit Schülerinnen und
Schülern über das Recht einer jeden Bür-
gerin und eines jeden Bürgers zu diskutie-
ren, die verfassungsmäßige Ordnung zu
schützen.“ Überhaupt seien es immer wie-
der die Begegnungen mit jungen Men-
schen gewesen, die sie auf einen besseren
Zusammenhalt in der Gesellschaft hoffen
lassen: „Junge Leute nehmen unsere
Grundrechte sehr ernst und sind bereit,
dafür einzutreten.“ Jedes Jahr hatten bei
den „Wertsachen“ drei Veranstaltungen in
verschiedenen Städten des Landes statt-
gefunden. Dabei wirkten Politiker, Kir-
chenführer, Wissenschaftler, Journalisten
sowie Künstler und Sportler mit. chl

„Junge Leute
nehmen
unsere
Grundrechte
sehr ernst.“
Muhterem Aras,
Landtagspräsidentin

Foto: Lichtgut/Leif Piechowski

Beobachtung Die Strukturen
des offiziell aufgelösten ehe-
maligen „Flügels“ der AfD in
Schleswig-Holstein bestehen
nach Angaben der dortigen
Sicherheitsbehörden fort.
Wie das Innenministerium
am Dienstag in Kiel mitteilte,

täten“ ab sofort ein Beobach-
tungsobjekt für den Landes-
verfassungsschutz.

Geschichte Der Flügel war
eine Gruppierung innerhalb
der AfD, in der sich völkisch-
nationalistische Kräfte sam-

Chef Björn Höcke gehörte zu
den führenden Köpfen. Der
Verfassungsschutz kündigte
eine Beobachtung an, danach
forderte der AfD-Bundesvor-
stand die Gruppe auf, sich
aufzulösen. Ob dies vollstän-
dig geschehen ist, ist bis heu-

DIE AFD UND IHR FLÜGEL

Dubai-Pavillon

Der Streit um die deutlich gestiegenen
Kosten für den landeseigenen Pavillon bei
der Weltausstellung in Dubai wird ein par-
lamentarisches Nachspiel haben. Die
Fraktionen von SPD und FDP haben sich
am Dienstag nach dpa-Informationen ein-
stimmig dafür ausgesprochen, einen
Untersuchungsausschuss im Landtag ein-
zusetzen. Es solle unter anderem geklärt
werden, warum die Kosten aus dem Ruder
gelaufen seien und wieso das Land haften
müsse, obwohl es sich eigentlich nur be-
gleitend an dem Projekt beteiligen wollte.

Die Landesregierung hatte zuletzt grü-
nes Licht für die Teilnahme gegeben.
Doch liegen die geschätzten Gesamtkos-
ten für Bau und Betrieb des Pavillons so-
wie für die Expo-Teilnahme derzeit bei
mehr als 15 Millionen Euro. Ursprünglich
war von 2,8 Millionen Euro die Rede. dpa

Regierung soll über
Kosten aufklären


